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1. Diese Zusammenstellung erweckt ver
mutlich Unmut auf allen Seiten. Die einen 
sagen: Solidarität ist international, sie 
schert sich nicht um Grenzen. W ir müssen 
angesichts der globalen Bedrohungen g lo 
bal denken und empfinden. Die anderen 
sagen: Von Solidarität reden doch immer 
die vaterlandslosen Gesellen, die ihre Hei
mat nicht lieben. Dies kann man besonders 
o ft bei Parteien mit dem »C« hören, obwohl 
den Christen in der Antike ein ähnlicher 
Vorwurf gemacht wurde: Sie wollen ein 
drittes Geschlecht sein, weder Griechen 
noch Barbaren, sie fügen sich nicht ein, 
sagt Kelsos.

Solidarität ist ein aus dem Lateinischen ge
bildetes Kunstwort der Goethezeit: »in soli- 
dum oder solidarisch caviren, für das Gan
ze sammt und sonders haften, oder sich 
Alle für Einen und Einer fü r Alle verbür
gen; Solidarität, f. gemeinsame Verpflich
tung Mehrerer fü r jeden Mitverpflichteten 
auf alle Theile des Ganzen (entg. dem Haf
ten pro rata)«1. Im Zusammenstehen einer 
Gefahr widerstehen, das ist gemeint, ur
sprünglich bezogen auf das Risiko des Ge
schäftslebens und im Gegensatz zur bloß 
beschränkten Haftung. Solidarität ist an
gebracht, erfordert und erwünscht ange
sichts eines Risikos oder einer Gefahr. Und 
in der Tat: Die Abwendung einer Gefahr 
m otiviert die Betroffenen zum gemeinsa
men Handeln. Insofern hat Solidarität et
was mit Betroffenheit zu tun, die w ir hier 
nicht als (etwa gar selbstgewählte) Stim
mung verstehen, die Selbstermächtigung 
legitimiert, sondern als Situation: Ich wer
de mit anderen zusammen von demselben 
betroffen, w ir sitzen in einem Boot und 
können nur gemeinsam durchkommen. 
Heute ist das W ort Solidarität sehr eng mit 
dem W ort Emanzipation verbunden. Men
schen werden aufgerufen, zusammenzu
stehen, um sich von etwas Bedrückendem 
zu befreien. Emanzipation meint ur
sprünglich: die Entlassung aus der Vor
mundschaft (»Vorhandschaft«; e manibus) 
des Familienvaters in die Mündigkeit. M ün
dig heißt derjenige, der seine Angelegen
heiten eigenverantwortlich wahrnimmt. Sie 
wird ihm bis zum offensichtlichen Beweis 
des Gegenteils von den anderen zuge
sprochen und zugemutet. Kommt er allein 
nicht zurecht mit Schwierigkeiten des Lei
bes, der Güter, des Gemüts oder der Seele, 
so stehen ihm der Arzt, der Jurist, der Psy
chologe oder der Seelsorger zur Verfü
gung. Weil solche Hilfe ins Private geht,

sind sie diesbezüglich der Amtsverschwie
genheit unterworfen. Ist jemand offenkun
dig zur eigenverantwortlichen Lebensfüh
rung nicht in der Lage, wird er entmündigt. 
Das ist zwar alles bis heute so, aber das 
W ort Emanzipation gebrauchen w ir nicht 
mehr dafür. Die Zumutung der Mündigkeit 
vollzieht sich auch heute nicht mehr in ei
nem Akt, und manche scheinen den Traum 
von der ewigen Jugend in ein Recht auf 
ewige Pubertät verwandelt zu haben. Sie 
wollen, wie es scheint, gar nicht mündig 
sein.

Heute wird das W ort Emanzipation kollek
tiv verstanden. Dadurch wird oft unklar, 
von welcher A rt Vormundschaft zu welcher 
A rt von Mündigkeit oder Freiheit sich diese 
Befreiungsbewegung vollziehen soll und 
wie. Denn es ist klar: nicht alle Bindungen 
sind Fesseln. Die Emanzipation von allen 
Bindungen wäre die Emanzipation ins 
Nichts.2

Das W ort »Vaterland« war plötzlich wieder 
da, als die Nationalhymne der DDR 1989 
ihren Text zurückgewann: »Deutschland ei
nig Vaterland«. Das W ort klingt a ltm o
disch. Es meint das Land meiner Väter, da 
ich geboren bin, meine Muttersprache er
lernt habe, mich gut auskenne und mich 
gut verständigen kann. Auch das W ort 
N ation  hat etwas mit Herkommen zu tun. 
Dem W ort hängen aber für uns die schlim
men Erfahrungen des Nationalismus und 
des nationalen Imperialismus an, der ge
fährliche Mythos vom deutschen Wesen bis 
hin zum pseudowissenschaftlichen Biolo
gismus des Rassenwahns. Das Zeitalter der 
Nationalstaaten begann nach dem Unter
gang des Heiligen Römischen Reiches, das 
fü r Europa einen wenn auch noch so 
schwachen Rechtszusammenhang unter
stellte, während das Paradigma der N a tio 
nalstaaten für diese mehr oder minder 
ausdrücklich den »Naturzustand« des bel
lum omnium contra omnes unterstellte.

Vaterland dagegen ist schlicht das Land mit 
seiner Sprache, Kultur und Geschichte, 
Verwandten, Nachbarn und Bekannten, in 
das ich hineingeboren bin — mit welchen 
Chromosomen auch immer. Dies alles ver
bindet mich mit anderen, und solche Ver
bindungen ermöglichen und erleichtern 
die Verständigung und somit gemeinsames 
Handeln. Das Leben unter Fremden heißt 
ahd. elilenti, Elend. Im Ausland wird be
sonders leicht erfahrbar, wie elementar

die gemeinsame Sprache verbindet, dann 
nämlich, wenn w ir unvermutet einen 
Landsmann sprechen hören. Es kann frei
lich auch das Leben im eigenen Land ein 
Elend sein. In einem Lied von Biermann 
heißt es, bezogen auf die DDR: »In diesem 
Land leben w ir wie Fremdlinge im eigenen 
Land.« Der öffentliche Raum war verwü
stet. Das gesellschaftliche, gesellige Leben 
war entweder konspirativ kontrolliert oder 
konspirativ privatisiert.

Sollen w ir für dieses Verbindende lieber 
vom Volk reden? Ich habe Bedenken. W ir 
können noch immer »Volk ohne Raum« as
soziieren und das »Völkische«. Das W ort 
»Vaterland« dagegen verweist auf das Lo
kale, auf ein begrenztes Gebiet, nach 
Nähe und Ferne gegliedert und deutlich 
abgegrenzt von den Vaterländern unserer 
Nachbarn. Zum Vaterland können auch 
Ausländer gehören. Schon im Alten Testa
ment g ibt es die stereotype Aufzählung: 
»Fremdlinge, W itwen und Waisen«, weil 
diese als die Schwächsten des besonderen 
Schutzes bedürfen.

Dieses Land bedarf unserer Pflege, damit 
w ir friedlich und gedeihlich in ihm leben 
können. Zum Wohnen gehört konstitutiv so 
etwas wie pflegen, in Ordnung halten, 
nämlich die Wohnung, das Haus, das 
Land, aber auch die Beziehung zu den M it
bewohnern desselben Hauses und dessel
ben Landes. Wohnen stiftet Bindungen und 
verpflichtende Aufgaben. Gewiß wollen 
w ir auch mal raus aus dem Land und die 
Welt sehen. Aber ebenso gewiß wollen w ir 
danach auch wieder nach Hause kommen 
können. Kein Zuhause zu haben ist offen
bar kein sinnvolles Emanzipationsziel.

Das W ort »Vaterland« führt freilich auch 
eine fatale Assoziation bei sich: den Tod 
fürs Vaterland. Sie stammt aus den Zeiten, 
da fü r das Vaterland die Bedrohung durch 
äußere Feinde im Vordergrund stand, die 
uns unser Land nehmen könnten. Heute 
dagegen ist das gedeihliche Wohnen von 
zwei anderen Gefahren bedroht, nämlich 
von der Gefährdung unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen durch die Nebenfolgen 
unseres eigenen Handelns und von der 
Gewalt im Inneren — als Gewaltkrim inali
tät, als politisch motiviertem Terrorismus 
und als Zerstörungswut, die w ir wohl oder 
übel auch als unbeabsichtigte Nebenfol
gen unseres Handelns begreifen müssen. 
Für das vereinigte Deutschland ist der in



nere Friede viel stärker gefährdet als der 
äußere Friede in Europa. Und gegen diese 
Gefahren hilft keine Armee und kein Hel
dentod, sondern allein der umsichtige Um
gang miteinander. Der Weltfriede ist fre i
lich noch immer vielfach gefährdet, und 
diejenigen, die die glücklich begonnene 
Abrüstung gleich bis zur Abschaffung der 
Armeen weitergeführt sehen wollen, träu
men leider.

Daß Solidarität und Vaterland für uns fast 
widerstreitende Begriffe sind, liegt be
kanntlich daran, daß im vorigen Jahrhun
dert mit dem Proletariat eine gesellschaftli
che Gruppe oder Klasse entstanden ist, die 
außerhalb der bürgerlichen Gesellschaft 
stand, frei von dem sozialen Schutz, den 
Knechte als Haushaltsmitglieder genos
sen, und frei von dem Eigentum, mit dem 
man sich ernähren konnte, dem sog. Ei
gentum an Produktionsmitteln nämlich, in 
den vorindustriellen Verhältnissen Haus 
und Hof oder die Werkstatt oder das Ge
schäft. »Proletarier a ller Länder vereinigt 
Euch«, das war einmal der Ruf zur Solidari
tä t aus dieser gemeinsamen Betroffenheit 
der Unbehaustheit, »Fremdlinge im eige
nen Land«.

Die Reintegration des Proletariats in die 
Gesellschaft hat freilich bereits im vorigen 
Jahrhundert begonnen, indem der Staat 
einerseits die Austragung der ökonomi
schen Konflikte, also den Streit um den 
Preis der Arbeitskraft, zuließ, Streikrecht 
gewährte und den Streik nicht länger als 
Aufruhr oder Zusammenrottung bestrafte, 
und andererseits Funktionen übernahm, 
die zuvor den Haushalten oder Familien 
zukamen, nämlich die soziale Absicherung 
gegen die elementaren ökonomischen Le
bensrisiken bei Unfall, Krankheit, Alter, 
später auch bei Arbeitslosigkeit. Es ent
stand der Sozialstaat, der übrigens gewal
tige Verwaltungsapparate braucht. M it 
Staat und auch mit Sozialstaat bezeichnen 
w ir etwas anderes als Vaterland, und die 
Rede vom »Vater Staat« stößt uns ab. Der 
Staat soll, auch wenn er als Sozialstaat Be
treuungsfunktionen übernimmt, gerade 
nicht als Vater unmündiger Kinder auftre- 
ten, sondern eine Rechtsordnung sein, in 
der die mündigen Bürger ihre gemeinsa
men Angelegenheiten nach den in der Ver
fassung geregelten Zuständigkeiten wahr
nehmen und daraufhin Rechte beanspru
chen können, statt Almosen entgegenneh
men zu müssen. Zu dem Zweck müssen sie 
sich miteinander auseinandersetzen und 
mindestens mehrheitlich verständigen. Der 
Staat ist der institutionelle Rahmen dieser 
Auseinandersetzungen. Was w ir mit Vater
land bezeichnen, erleichtert die Auseinan
dersetzung, weil es Verständigung erleich
tert.

2 . Das W ort »Solidarität« hat also seine
politische Wirkungsgeschichte in der Situa-

tion des Klassenkampfes begonnen. Die 
modernen Gesellschaften sind längst keine 
Klassengesellschaften mehr. Eher können 
w ir von Massengesellschaften sprechen. 
Diesen Ausgang hatte Marx so nicht er
wartet. Die kommunistischen Parteien un
terschieden sich von den sozialdemokrati
schen Parteien dadurch, daß sie diesen 
Wandel nicht wahrhaben wollten und das 
Paradigma des Klassenkampfes nach in
nen und außen zum politischen Paradigma 
schlechthin gemacht haben. Ich will kurz 
daran erinnern, wie sich M arx den Aus
gang des Klassenkampfs vorgestellt hat. 
»Dieser Kommunismus is t... die wahrhafte 
Auflösung des Widerstreits zwischen dem 
Menschen mit der N atur und mit dem 
Menschen, die wahre Auflösung des Streits 
zwischen Existenz und Wesen ,zwischen 
Vergegenständlichung und Selbstbe(s)täti- 
gung, zwischen Freiheit und Notwendig
keit, zwischen Individuum und Gattung. Er 
ist das aufgelöste Rätsel der Geschichte 
und weiß sich als die Lösung.« 2 3 Es ist au
genfällig, daß hier klassische Gottesbe
stimmungen fü r »den« Menschen, nämlich 
das menschliche Gattungswesen, bean
sprucht werden.4. Der junge M arx erwar
tet die Aufhebung aller menschlichen Parti- 
kularitäten. Familie und Nation werden 
verschwinden. Er erwartet den all- und 
tiefsinnigen, den totalen Menschen, der a l
les kann, und in diesem Sinne erwartet er 
»Aufhebung der Arbeitsteilung«. Da jeder 
alles kann, kann dann jeder alles freiw illig 
tun. Die Aufhebung der Endlichkeit indivi
dueller Kompetenz und der Überfluß wer
den die Fragen des Rechts und der Ge
rechtigkeitgegenstandslos machen. Dieser 
Mensch werde sich schließlich »in einer von 
ihm geschaffenen Welt« anschauen5 und 
so den W iderstreit zwischen Mensch und 
N atur auflösen.

Der Mensch, die Gesellschaft oder 
Menschheit w ird schließlich sein alles in a l
lem, könnte man diese Erwartung zusam
menfassen.

In der DDR-Doktrin waren von dieser Er
wartung formelhaft immerhin noch prä
sent die Formeln von der allseitig gebilde
ten sozialistischen Persönlichkeit, der Auf
hebung des Unterschieds zwischen geisti
ger und körperlicher A rbeit und des U nter- 
schieds zwischen Stadt und Land. Im We
sten begegnet diese Erwartung modifiziert 
w ieder im Zusammenhang der kritischen 
Theorie, wenn dort das Ziel der gesell
schaftlichen Entwicklung als Selbstverfü
gungserweiterung des einzelnen, der 
Gruppen und der Gattung beschrieben 
wird.

W ir verfolgen hier nicht die Folgen dieser 
Konzeption. W ichtig ist mir vor allem die 
Denkfigur: »Aufhebung des Widerstreits«. 
M arx hat die konstitutive Endlichkeit des 
Menschen nicht wahrhaben wollen. Des-
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Wunsch seiner Freunde trat er dann 
aber doch am 20.12.1989 in die SPD ein 
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halb war ihm verschlossen ein Verständnis 
fü r die dem Menschsein des Menschen zu
gute kommenden Unterscheidungen und 
Differenzierungen. Dies hängt damit zu
sammen, daß M arx als Feuerbachianer 
die Unterscheidung von Gott und Mensch 
sozusagen fü r ein menschliches Selbstmiß
verständnis hielt: eritis sicut deus. Die Er
wartung von Marx ist nicht schlechthin ge
genstandslos. Zwar hat die praktische Poli
tik schnell dazu geführt, von der Zerschla
gung der irdischen Familie Abstand zu 
nehmen, dennoch war der Traditionsbruch 
erklärtes Ziel der Erziehungspolitik, und 
die Absicht war, das »Kollektiv« an die Stel
le der Familie zu setzen. Und das N ationa
litätenproblem, so hieß es, sei im Sozialis
mus endgültig gelöst.

In mancher Hinsicht aber hat die Entwick
lung M arx recht gegeben, wenn auch sehr 
viel anders als M arx erwartet hat. In den 
modernen Industriegesellschaften g ibt es 
eine erhebliche Schwächung des »Instituts 
der Primärsozialisation« (R. König) und 
eine starke Tendenz auf Individualisie
rung, durch die die Gesellschaft mehr und 
mehr eine strukturarme Ansammlung von 
Individuen w ird, die in der Uniform der 
Nonkonform ität eine leere Identität des 
»ich bin ich« gegeneinander demonstrie
ren. Dabei wird alles Überlieferte zum be
liebig zitierbaren Material. Der Prozeß 
dieser Individualisierung ist ambivalent. 
Unbestreitbar aber erschwert er die M ög
lichkeiten der Verständigung, weil die Ten
denz auf Individualisierung gerade das 
Unterscheidende und also auch das Tren
nende betont. Die Marx'sche Anthropolo
gie ist am Bedürfnisbegriff orientiert. Und 
tatsächlich definieren sich Menschen zu
nehmend durch ihre Bedürfnisse und weni
ger durch ihre Überzeugungen, wie die 
Heiratsanzeigen dokumentieren, in denen 
noch vor zehn Jahren stereotyp die Konfes
sion angegeben wurde. Die vollständige 
Befriedigung der wachsenden Bedürfnisse 
war die Formel fü r das kommunistische 
Glücksversprechen, von Chruschtschow 
1961 seinem Land fü r das Jahr 1981 ver
sprochen. Aber auch im Westen wird die 
Erwartung an gelungenes Leben weiterhin 
als Befriedigung aller Bedürfnisse verstan
den. Zweifellos sind die Menschen Bedürf
niswesen. Aber Menschen können darüber 
hinaus immer noch ein Verhältnis zu ihren 
Bedürfnissen haben. Sie können Gesichts
punkte und Zusammenhänge so anerken
nen, daß sie den Umgang mit den Bedürf
nissen bestimmen. Als Bedürfniswesen sind 
Menschen nämlich von vielerlei abhängig 
und insofern unfrei. Im freien Umgang mit
einander gewähren Menschen deshalb 
einander die Möglichkeit des Rückzugs ins 
Private. Es g ibt die elementaren Lebensak
te, deren Veröffentlichung die Menschen
würde verletzt. Bloßstellung nennt man 
das. Es ist eine der widerlichsten Demüti
gungen, Menschen zur Darstellung ihrer

Bedürftigkeit zu zwingen. Die Scham ist 
der Selbstschutz vor solcher Bloßstellung. 
Merkwürdigerweise gilt es heute o ft als ein 
Lob, wenn von jemandem gesagt w ird: er 
kennt keine Tabus, obwohl es nach diesem 
Kriterium schwierig werden kann, einen 
emanzipierten Menschen von einem ent
hemmten Menschen zu unterscheiden. Im 
freien Umgang zwischen Menschen muß 
die Unterscheidung zwischen dem Ö ffent
lichen und dem Privaten ständig vollzogen 
werden. Freie Menschen sprechen sich nur 
auf das an, was sie einander von sich zei
gen, und übergehen nach Möglichkeit, 
was unwillkürlich miterscheint und nicht 
gezeigt werden sollte.

Menschen haben in dem Maße ein Verhält
nis zu ihren Bedürfnissen, wie sie Überzeu
gungen haben. Man kann zwar diese wie
derum auf ein Orientierungsbedürfnis zu
rückführen, aber um den Preis einer N ivel
lierung der Phänomene.

Menschen definieren sich zunehmend 
durch ihre Bedürfnisse und nicht mehr 
durch ihre Überzeugungen. Der moderne 
Bedürfnisbegriff kommt mit der N ationa l
ökonomie auf und ebnet Unterscheidun
gen ein, die die Tradition fü r das menschli
che Phänomen »Aus-sein-auf-Etwas« an- 
bot, wie etwa N otdurft (sie gehörte in den 
Zusammenhang der Ökonomie =  Haus
haltskunde), Begierde (sie gehörte in den 
Zusammenhang der Ethik), Sehnsucht (sie 
gehörte in den Zusammenhang der Theo
logie). Die Ökonomie interessiert sich vor
rangig für den Menschen als Verbraucher, 
und dagegen ist nichts einzuwenden, ob
wohl auch die Ökonomie zu Fehlurteilen 
kommt, wenn sie den Menschen aus
schließlich als Verbraucher betrachtet. Sol
che methodischen Abstraktionen sind in 
den Wissenschaften gerechtfertigt, es wird 
aber immer gefährlich, wenn Menschen 
solche Abstraktionen zu leben beginnen. 
Dann nämlich werden alle Lebensbezie
hungen ökonomisiert. Auch der Umgang 
mit Überzeugungen kann ökonomisiert 
werden, indem ein unendlicher M arkt der 
Möglichkeiten entsteht, multikulturell und 
unverbindlich, geregelt nach Angebot und 
Nachfrage, auf dem sich jeder nach Ge
schmack und Mode heute so und morgen 
so bedient. Von diesem marktwirtschaftli
chen Umgang mit Überzeugungen unter
schied sich die planwirtschaftliche Über
zeugungsverwaltung der alten DDR zwar 
erheblich, als Ökonomisierung der Über
zeugungen aber ist beides so weit vonein
ander nicht entfernt.

Dasselbe kann man auf dem Gebiet der 
Psychologie beobachten. Kategorien der 
Therapie werden in die lebensweltliche 
Verständigung übernommen und erzeu
gen dann die Unkultur des Durchschauens 
— und übrigens auch die Anmaßung einer 
asymmetrischen Beziehung, die zwar zw i

schen Therapeut und Patienten nötig und 
berechtigt ist, um Beeinträchtigungen der 
Mündigkeit zu beheben, im Umgang zw i
schen freien und mündigen Menschen 
aber ausgeschlossen sein muß. Program
me der Gesellschaftstherapie führen im
mer die Gefahr einer Selbstermächtigung 
zum Therapeuten der (unmündigen) Ge
sellschaft bei sich.

Eine am Bedürfnisbegriff orientierte An
thropologie ist defizitär. Denn sie erhebt 
zum Paradigma den Regelkreis Destabili
sierung — Restabilisierung, Hunger — Sät
tigung. Aber der Hunger unterbestimmt 
sein »Objekt« als bloß eßbar und der das 
Bedürfnis befriedigende Kuchen ver
schwindet dabei, wie man weiß. Der an 
den animalischen Bedürfnissen orientierte 
Bedürfnisbegriff ist tendenziell weltlos und 
subjektivistisch, weil er Seinlassen nicht be
greifen läßt.

Überzeugungen dagegen eröffnen den 
Blick auf die Welt, in der w ir leben (und Be
dürfnisse haben und verbrauchen), so daß 
w ir aus dieser erschlossenen Welt a u f uns 
zurückkommen. Überzeugungen begren
zen immer auch die Möglichkeiten des Ver- 
fügens als eine Selbstbegrenzung. Derglei
chen wird relevant, wenn wir, Zustimmung 
voraussetzend, sagen: »So etwas darf man 
doch nicht machen«. Offensichtlich ist es 
kein Gewinn für das Menschsein, wenn 
man sich auch davon »emanzipiert«.

Überzeugungen bilden sich aus dem 
Wechselspiel von Überliefern und Ausle
gen, ein mehrdimensionaler Prozeß einer 
mehrdimensionalen Kommunikation mit 
dem Überlieferten, der konkreten Situa
tion und den Mitgliedern einer Überzeu
gungsgemeinschaft. Durch diese Bewäh
rung unterscheiden sich Überzeugungen 
von bloßen Meinungen, die ohnehin jeder 
hat. Ohne den Vollzug dieser Kommunika
tion der Bewährung werden Überzeugun
gen dogmatisch und verstellen wiederum 
den Blick auf die Vielfalt des Gegebenen.

Marx übrigens hat das Phänomen »Über
zeugung« offenbar gar nicht in den Blick 
bekommen, sondern die Pluralität der 
menschlichen Überzeugungen als gesell
schaftlich bedingt erklärt (Ideologie als 
verkehrtes Bewußtsein) und für die eman
zipierte Menschheit die Eineit von Theorie 
(Wissenschaft und Praxis (Arbeit)) erwar
tet. Im Marxismus-Leninismus w ar dann 
die eine richtige Überzeugung die »wissen
schaftliche Weltanschauung«, verbunden 
mit der Praxis der »Überzeugungsarbeit«, 
sprich Indoktrination.

Die theoretische Dominanz des Bedürfnis
begriffs in dieser Ideologie führte merk
würdigerweise zu Resultaten, die von einer 
westlichen Lebenspraxis unter der prakti
schen Dominanz des Bedürfnisbegriffs gar 
nicht so weit entfernt sind.



3 . Gegen die Egalisierungstendenzen 
der bedürfnisorientierten Massengesell
schaften in Ost und West gibt es längst W i
derstände, nämlich

a) die W iederkehr des Regionalen, näm
lich einerseits als Anknüpfung an die re
gionalen Kulturen, andererseits als un
mittelbare Betroffenheit von Aufgaben 
und Gefahren: ein M oor retten oder 
eine Tierart, einer tödlichen Gefahr w i
derstehen; und

b) die W iederkehr des Nationalen. Hier
lassen sich grob drei Typen unterschei- 
den.

ln Polen hat das Nationale ein gemein
sames Widerstehen ermöglicht, übri
gens in sehr enger Verbindung mit dem 
polnischen Katholizismus.

In Jugoslawien zerreißen die aufbre
chenden nationalen Gegensätze den 
gemeinsamen Staat und verschärfen 
bestehende Konflikte.

In den islamischen Ländern verbindet 
sich ein antiwestlicher Affekt, der mo
derne Topos des nationalen Befreiungs
kampfes und die Tradition des Heiligen 
Krieges zu einer hochbrisanten M i
schung.

Das wiederentdeckte deutsche Vaterland 
muß keinem dieser Typen folgen, wenn w ir 
nicht an 1871 anknüpfen, sondern an die 
Tradition der deutschen Kleinstaaterei, die 
nur von der fatalen Logik des N ational
staats her als tadelnswert erschien. 
Deutschland war immer polyzentristisch, 
das Land der vielen Residenzen, ein Vater- 
land der Vaterländer, dem ein Bund deut
scher Länder am besten entspricht. Des
halb konnte die DDR gar nicht von der 
Bundesrepublik geschluckt werden. Sie hat 
sich in fünf Länder zerlegt, die älter sind als 
die DDR, seinerzeit aus niederen Motiven 
zerschlagen wurden und jetzt wiederer
richtet werden. Das Regionale hat sich 
übrigens schon Jahre vor der »Wende« ge
meldet, besonders stark im Süden (»Sing, 
mei Sachse, sing«) und im niederdeutschen 
Norden. Der Kleinstaaterei (cuius regiö 
eius religio) verdanken w ir auch, daß 
Deutschland polykonfessionell ist. W ir 
brauchen keine Nationalrelig ion zu be
fürchten, nachdem die Einheitsreligion des 
Marxismus-Leninismus von ihren eigenen 
Verfechtern massenhaft wie eine Peinlich
keit vergessen gemacht werden soll. Sie 
w ar zu flach, um ernst zu sein.

W ir brauchen nicht zu befürchten, daß uns 
Deutschland etwas Heiliges wird. Eben 
deshalb besteht auch kein Anlaß, Deutsch
land als etwas Dämonisches zu betrach
ten. »Deutschland muß sterben, damit w ir 
leben können«, diese Losung der Demon

stration vom 4.11.90 in Berlin ist pseudore- 
ligiöser Mystizismus.

Weil Deutschland ein Vaterland der Vater
lander ist, wenn w ir es so nehmen, wie es 
ist, kann es sehr gut in ein Europa der Va
terländer eingehen. »Wir brauchen kein 
Deutschland, w ir fühlen europäisch«, das 
ist bloß die Abstraktion des Tourismus.

4 . In unserer politischen Landschaft ist 
nunmehr eine überraschende Konstella
tion eingetreten, die die alten Muster von 
rechts und links problematisiert. Darauf 
hat Robert Spaemann hingewiesen.6 Kon
servativ kommt von conservare, erhalten 
Der Ausdruck kommt erst nach der Franzö
sischen Revolution auf und meint ursprüng
lich eher: ein verlorenes Altes wiederqe- 
winnen.

Die natürlichen Lebensgrundigen zu erhal
ten ist aber eher eine im linken Spektrum 
beheimatete Forderung. Dadurch entste
hen merkwürdige Verwirrungen. Diejeni
gen, die sich konservativ nennen, plädie
ren o ft eher für die »Erhaltung« von Verfü
gungsmöglichkeiten mit gefährlichen N e
benwirkungen fü r die ungebundene Frei
heit und widersetzen sich eher ökologi
schen Erfordernissen in der Gesetzge
bung Diejenigen, die die Emanzipation 
auf ihre Fahnen geschrieben haben, als 
Abbau aller Fesseln und Schranken, erin
nern heute sehr o ft lebensnotwendige Ta
bus: W ir dürfen nicht an dem Ast sägen, 
auf dem w ir sitzen. Sie meinen offenbar
Selbstverfügungsbeschränkungen, reden 
aber weiterhin von Selbstverfügungserwei
terung und Selbstverwirklichung.

Die drei Überlebensprobleme der Mensch
heit, die die ökumenische Versammlung 
benannt hat: Frieden, Gerechtigkeit, Be
wahrung der Schöpfung verlangen einer
seits ein neuartiges gemeinsames Han
deln, also Verfügungserweiterung. W ir 
müssen, was sich bisher naturwüchsig voll
zog, zum Gegenstand gemeinsamen Han
delns machen und brauchen dafür neue 
Institutionen. Das Ziel aber ist ein Bewah
ren und Pflegen, eine Selbstverfügungsbe
schränkung.

Gemeinsames Handeln setzt voraus: ge
meinsame Betroffenheit von denselben 
Nöten und Aufgaben und Verständigungs
fähigkeit, d.h. nicht einen herrschaftsfreien 
Diskurs, bis endlich (wann?) eine Mehrheit 
ist oder gar alle einer Meinung sind, son
dern abrufbaren Konsens, der den Diskurs 
verkürzt, und eine Ordnung der Zustän
digkeit, nach der der Diskurs legal abge
brochen und entschieden wird. Gerade 
wegen der Tendenz auf Individualisierung 
ist der Konsens in den modernen Gesell
schaften eine knappe Ressource geworden 
und das Unverständnis für diejenigen Pro
zeduren so weit verbreitet, die es erm ögli

chen, daß eine Entscheidung zustande 
kommt, obwohl es so viele verschiedene 
Meinungen und Wünsche gibt.

5 . Nach 40 Jahren Trennung und, da
vor, mindestens 70 Jahren des Mißbrauchs 
des Wortes »Vaterland« sollten w ir das 
W ort nicht den Falschen überlassen, noch
mals zu gefährlichem, irrationalem M iß
brauch, sondern gegen jeden Mißbrauch 
klar sagen, was »Vaterland« für uns sein 
darf und was nicht.

Vaterland ist nichts Heiliges, sondern et
was Vertrautes.

a) Das gemeinsame Vaterland stiftet eine 
Haftungsgemeinschaft im Blick auf un
sere gemeinsame Vergangenheit.

W ir haften fü r die Höhen und Tiefen unse- 
rer Geschichte.

Die Höhen, damit meine ich unsere Kultur. 
Wir, die Deutschen, stehen in der Pflicht, 
sie als einen Teil der europäischen Kultur 
und der Menschheitskultur zu erhalten 
und zwar nicht nur für uns, sondern auch 
für die anderen. W ir können von einander 
erwarten, daß w ir uns und ihnen unsere 
sie aber sich selbst und uns die ihre erhal
ten. Kultur kommt von colere: pflegen.

Die Tiefen, das ist die geschichtliche Schuld 
der Deutschen. Die Polen können von uns 
erwarten, daß w ir uns nicht auf die zweifel
hafte Gnade der späten Geburt berufen, 
als sei nichts geschehen, so wie w ir erwar
ten können, daß uns die Polen nicht per
sönlich haftbar machen fü r das, was ge- 
schehen ist. W ir haften fü r die geschichtli
che Schuld unserer Vorfahren so, daß wir 
im Umgang mit den anderen Völkern an
erkennen und berücksichtigen, was ge
schehen ist. Es muß nicht ständig ausge
sprochen werden. W ir müßten uns aber so 
verhalten, daß es jederzeit ausgesprochen 
werden könnte.

b) Das gemeinsame Vaterland stiftet eine 
Solidargemeinschaft fü r unsere gemein
same Zukunft.

Deutsche Staatsbürger (auch die Sorben 
sind deutsche Staatsbürger and übrigens 
langer im Lande als die zugereisten Sach
sen, Hessen und Franken) können und sol
len mehr von einander verlangen als Auf
merksamkeit, Rücksicht und Berücksichti
gung von Nöten und Problemen als von 
anderen.

W ir regeln von nun ab in einem gemeinsa
men Staat unsere Probleme gemeinsam.
Das »Wir«, auf das sich das politische Han
deln in Zukunft bezieht, ist größer und -  
komplizierter als bisher. Menschen sind 
endliche Wesen mit endlicher Kompetenz, 
die in ihrem Handeln immer nur eine be-
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grenzte Zahl von Gesichtspunkten berück- 
sichtigen können. Verantwortung ist an 
Vertrautheit gebunden. Vertrautheit wird 
durch Verständigung gewonnen. Diese ist 
zwischen Deutschen Ost und Deutschen 
West trotz 40 Jahren der Trennung sehr 
viel einfacher als zwischen Deutschen und 
Vietnamesen, mit denen w ir bisher unter 
dem abstrakten Titel »sozialistisches W elt
lager« verbunden sein sollten, während 
gleichzeitig die Vietnamesen in der DDR 
ebenso wie die Angehörigen der Sowjeti
schen Streitkräfte an wirklichen Begegnun
gen mit der Bevölkerung gehindert waren.

Wenn ich sage: Deutschland ist mir das 
liebste Land (wenn auch nicht unbedingt 
das bequemste), so ist das kein Nationalis
mus, der jemanden diskriminiert, denn je
dem sollte sein Land das liebste sein kön
nen. Ich diskriminiere ja auch niemanden, 
wenn ich sage: Meine Kinder sind mir die 
liebsten Kinder. Ich bin nämlich ihr einziger 
Vater und das verpflichtet — übrigens auch 
manchmal auf unangenehme Weise.

Es ist ganz in der Ordnung, daß mir dieses 
Land und seine Probleme wichtiger, ernster 
und näher sind als die anderer Länder, wie 
es auch ganz in der Ordnung ist, daß mir 
der Rest der Welt nicht egal ist. Und es ist 
ganz in der Ordnung, daß ich über polni
sche Angelegenheiten in einer anderen 
Tonart rede als über deutsche Angelegen
heiten. Ich bin nämlich in Polen nicht zu 
Hause und habe mich deshalb auch nicht 
so zu benehmen, als wäre ich dort zu Hau
se. Vernünftiges menschliches Handeln 
muß sich in einer vernünftigen Ordnung 
der Zuständigkeiten vollziehen. Wenn je
der für alles verantwortlich sein w ill, ist in 
W ahrheit niemand verantwortlich. »Vater
land« ist jetzt eine der Ebenen definierter 
Verantwortung, aber keineswegs die ein
zige.

Es gibt die engere und intensiver bindende 
Ebene der Familie, des Freundeskreises 
und der Nachbarn, es gibt die weiteren 
Ebenen der europäischen und die der Völ
kergemeinschaft.

Der Christ da rf nicht aus all diesen diffe
renzierten Bindungen aussteigen wollen, 
sondern hat die Aufgabe, in der Bindung 
an G ott und vor ihm zusammen mit den, 
Mitchristen in diesem gegliederten Feld 
von Ansprüchen seinen Aufgabenkreis zu 
finden, anderen anderes und das Ganze 
G ott zu überlassen.
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W ir gehen davon aus, daß dieser Beitrag neben 
Zustimmung auch Kritik hervorrufen wird. Soll
ten uns dazu Meinungsäußerungen erreichen, 
werden wir sie in der nächsten Ausgabe unseres 
Informationsdienstes veröffentlichen.


